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Aufbau des Berichts und Zusammenhang mit dem Rentenversicherungsbericht 2001 


Nach § 67 des Gesetzes über die Alterssicherung der 
Landwirte (ALG) hat die Bundesregierung alle vier Jahre 
bis zum 3 1 . Dezember des jeweiligen Jahres einen Bericht 
über die Lage der Alterssicherung der Landwirte (AdL) zu 
erstellen und den gesetzgebenden Körperschaften vorzu- 
legen. 

§ 67 Abs. 1 ALG lautet: „Die Bundesregierung erstellt alle 
vier Jahre einen Lagebericht. Der Bericht enthält auf der 
Grundlage der letzten Ermittlungen der Zahl der Versi- 
cherten und Leistungsempfänger sowie der Einnahmen 
und der Ausgaben insbesondere Modellrechnungen zur 
Entwicklung von Einnahmen und Ausgaben einschließ- 
lich der Beitragszuschüsse sowie des jeweils sich erge- 
benden Beitrags in den künftigen zehn Kalenderjahren. 
Daneben enthält der Bericht eine Übersicht über die vo- 
raussichtliche finanzielle Entwicklung der AdL in den 
künftigen fünf Kalenderjahren auf der Grundlage der 
aktuellen Einschätzung der mittelfristigen Entwicklung in 
der Landwirtschaft.“ 

Der Bericht wurde zum ersten Mal 1997 erstellt. Der vor- 
liegende Bericht ist damit der zweite Bericht dieser Art. 
Infolge der Umstellung auf Euro zum Jahresbeginn 2002 
werden im vorliegenden Lagebericht die Einnahmen und 
Ausgaben der AdL ab 2002 in Euro ausgewiesen. Für das 
Jahr 2001 werden sowohl DM- als auch Euro-Beträge 
ausgewiesen. 

Neben der Vorausberechnung der finanziellen Entwick- 
lung der AdL (Teil B) enthält der Bericht in Teil A eine 
Übersicht über die Entwicklung von Versicherten- und 
Leistungsempfängerzahlen und der Einnahmen und Aus- 
gaben in den vergangenen fünf Jahren. 

Die Bundesregierung legt in diesem Lagebericht drei 
zehnjährige Modellrechnungen vor: Eine mittlere Vari- 
ante, die einen wahrscheinlichen mittleren Pfad der Ent- 
wicklung der AdL in den nächsten zehn Jahren angibt, 
eine untere Variante, die die Entwicklung unter weniger 
günstigen Annahmen abbildet, und eine obere Variante, 
die die Entwicklung unter günstigen Voraussetzungen 
darstellt. Diese drei Modellrechnungen unterscheiden 
sich in den Annahmen über 

a) die Entwicklung der Anzahl der Versicherten in der 
AdL, 

b) die Entwicklung der Einkommen der Versicherten in 
der AdL und 

c) die Entwicklung von drei Rechengrößen (Entgelt- 
wachstum, Beitragssatz, aktueller Rentenwert) aus 
dem Bereich der Gesetzlichen Rentenversicherung 
(GRV), die für die Berechnung von Beiträgen und 
Rentenwerten in der AdL von Bedeutung sind. 


Die Annahmen über die Entwicklung der Anzahl und der 
Einkommen der Versicherten in der AdL in den drei Vari- 
anten werden in Teil B, Kapitel 3 und 5 dieses Lagebe- 
richts dargestellt. 

Die Annahmen über die Entwicklung der Entgelte der ab- 
hängig Beschäftigten in Deutschland sowie die Annah- 
men über die Entwicklung des Beitragssatzes und des 
aktuellen Rentenwertes für die alten Länder werden aus 
dem aktuellen Rentenversicherungsbericht, der gemäß 
§ 154 SGB VI jährlich erstellt wird, übernommen. Diese 
Annahmen sind in Tabelle B 4 im Überblick dargestellt. 
Für die untere Variante des Lageberichts wurde die untere 
Variante der Annahmen über die Entwicklung der Zahl 
der Beschäftigten und die untere Variante der Annahmen 
über die Entwicklung der Entgelte im Rentenversiche- 
rungsbericht verwendet; für die mittlere (obere) Variante 
des Lageberichts wurden in analoger Weise die mittleren 
(oberen) Beschäftigungs- und Entgeltannahmen des Ren- 
tenversicherungsberichts verwendet. 

In § 67 ALG wird ebenfalls gefordert, dass der Lage- 
bericht eine Übersicht über die voraussichtliche finanzi- 
elle Entwicklung in den künftigen fünf Kalenderjahren 
enthält. Sowohl die bei dieser 5-Jahres-Rechnung ver- 
wendeten Annahmen zur Anzahl der Versicherten und der 
Einkommen der Landwirte als auch die aus dem Renten- 
versicherungsbericht übernommenen Annahmen der mit- 
telfristigen Vorausschätzung der Rentenfmanzen sind 
identisch mit den Annahmen der mittleren Variante der 
langfristigen Vorausschätzung. Die mittelfristige Voraus- 
schätzung im Rentenversicherungsbericht 2001 beruht 
auf den Annahmen der Bundesregierung zur Wirtschafts- 
entwicklung im Zeitraum von 2001 bis 2005 vom 
25.10.2001. Tabelle B 5 stellt die Ergebnisse der mittel- 
fristigen Vorausschätzung dar. Aufgrund der identischen 
Annahmen stimmen auch die Ergebnisse der 5-Jahres- 
Rechnung mit denen der mittleren Variante der langfristi- 
gen Vorausschätzung überein. Wegen dieser Übereinstim- 
mung wird in Teil B des Lageberichts methodisch nicht 
gesondert auf die mittelfristige Voraus Schätzung einge- 
gangen. 

Die Ergebnisse der drei zehnjährigen Modellrechnungen 
werden in Kapitel B 2 dargestellt. In den Kapiteln 3 bis 9 
in Teil B werden die verschiedenen Positionen der 
Modellrechnungen im Einzelnen behandelt. Es werden 
jeweils die verwendeten Methoden angegeben, gegebe- 
nenfalls die unterschiedlichen Annahmen in den ver- 
schiedenen Varianten genannt und die Ergebnisse inter- 
pretiert. 

Kapitel 1 in Teil B gibt einen Überblick über die in den 
letzten drei Jahren eingetretenen Änderungen im Recht 
der AdL und der GRV, soweit sie zukünftig die Entwick- 
lung der Einnahmen und Ausgaben der AdL beeinflussen 
werden. 
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Teil A: Die Alterssicherung der Landwirte 
seit 1996 

1. Grundlagen und versicherter 
Personenkreis 

Die AdL ist ein eigenständiges Sondersystem der Alters- 
sicherung für landwirtschaftliche Unternehmer, ihre Ehe- 
gatten und mitarbeitende Familienangehörige. Gesetzlich 
geregelt ist die AdL im Gesetz über die Alterssicherung 
der Landwirte (ALG). Als Teilsicherungssystem kon- 
zipiert, wird vorausgesetzt, dass die Versicherten ihre 
Altersversorgung durch Altenteilansprüche und/oder eine 
zusätzliche freiwillige Vorsorge ergänzen. Daneben trägt 
die AdL auch zur Umsetzung agrarpolitischer Ziele bei, 
indem beispielsweise die Gewährung von Rentenleistun- 
gen stets die Abgabe des landwirtschaftlichen Unterneh- 
mens voraussetzt. 

Aus Tabelle A 1 geht hervor, dass allein im Zeitraum von 
1996 bis 2001 der Bestand an Versicherten um mehr als 
25 Prozent auf zuletzt rund 371 000 Versicherte zum 
Stichtag 30. Juni 2001 gesunken ist. Dies ist zum einen 
auf die anhaltenden strukturellen Veränderungen in der 
Landwirtschaft zurückzuführen. Gleichzeitig wird in 
der AdL zunehmend vom Recht auf Befreiung von der 
Versicherungspflicht Gebrauch gemacht. Zum Stichtag 
30. Juni 2001 waren über 300 000 Personen von der Ver- 
sicherungspflicht befreit, was gegenüber 1996 einem An- 
stieg von rund 26 Prozent entspricht. Hierin zeigt sich, 
dass immer mehr Landwirte ihrer Tätigkeit im Nebener- 
werb nachgehen, da vorwiegender Befreiungsgrund der 
Bezug eines außerlandwirtschaftlichen Einkommens 
bzw. (bei den bereits vor 1 995 Befreiten) eine längere Ver- 
sicherungszeit in der GRV war. 

2. Leistungen der Alterssicherung der 
Landwirte 

2.1 Renten 

Die Rentenleistungen der AdL sind hinsichtlich des Kata- 
logs der Leistungsarten und der Anspruchsvoraussetzun- 
gen an die Regelungen der GRV angelehnt. Es werden 
Renten an Versicherte, d. h. Altersrenten und Renten we- 
gen verminderter Erwerbsfähigkeit, sowie Renten an Hin- 
terbliebene (Witwen/Witwer und Waisen) geleistet. 

Seit Bestehen der AdL ist bei der Anzahl der Rentenemp- 
fänger jährlich ein Anstieg zu verzeichnen. Wie Tabelle 
A 2 ausweist, wurden zum 30. Juni 2001 im gesamten 
Bundesgebiet etwa 582 000 Renten ausgezahlt. Dies ent- 
spricht einer Steigerung gegenüber dem 30. Juni 1996 um 
rund 5 Prozent. Nur ein geringer Anteil der Rentenzah- 
lungen wird an Landwirte in den neuen Ländern geleistet 
(insgesamt 583 Rentenzahlfälle), da aufgrund der Über- 
gangsregelungen bei der Einführung der AdL im Bei- 
trittsgebiet im Jahre 1995 der Großteil der ehemaligen 
Landwirte in den neuen Ländern Renten aus der GRV er- 
hält. 


Zum 30. Juni 2001 wurden rund 274 000 Altersrenten ge- 
zahlt. Weitere 1 00 000 Zahlfälle entfielen auf Renten we- 
gen verminderter Erwerbsfähigkeit. Die Zahl der Versi- 
chertenrenten war damit um ca. 12 Prozent höher als am 
30. Juni 1996. An Witwen oder Witwer verstorbener Ver- 
sicherter wurden weitere 202 000 Renten geleistet, was 
gegenüber 1996 einem Rückgang um annähernd 5 Pro- 
zent entspricht. Darüber hinaus wurden zum 30. Juni 200 1 
in 6 000 Fällen Renten an Waisen verstorbener Landwirte 
gezahlt. 

2.2. Rentenhöhe 

Die durchschnittliche Höhe der monatlichen Regelal- 
tersrenten betrug zum 30. Juni 2001 für Unternehmer 
929 DM und für Ehegatten 407 DM. Für mitarbeitende 
Familienangehörige, die nach § 23 Abs. 3 ALG die Hälfte 
der Rente eines landwirtschaftlichen Unternehmers erhal- 
ten, betrug die durchschnittliche Höhe der Regelaltersren- 
ten 317 DM (bei im Mittel geringeren Beitragszeiten). Der 
durchschnittliche monatliche Zahlbetrag für Renten we- 
gen verminderter Erwerbsfähigkeit lag 2001 bei 801 DM, 
für vorzeitige Altersrenten bei 448 DM. Witwen und Wit- 
wer erhielten durchschnittlich 589 DM (Tabelle A 2). 

Für die einzelnen Rentenleistungen der AdL ergeben sich 
niedrigere Rentenhöhen als in der GRV. Diese Unter- 
schiede sind dadurch bedingt, dass die AdL nur den Cha- 
rakter einer Teilsicherung hat, was sich sowohl auf der 
Beitrags- als auch auf der Leistungsseite niederschlägt. 

2.3 Beitragszuschuss 

Das Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte sieht 
einen einheitlichen Beitrag vor, der entsprechend dem 
Beitrags-ZLeistungsverhältnis der GRV festgesetzt wird 
(§ 68 ALG). Den unterschiedlichen Leistungsstrukturen 
in beiden Systemen wird durch einen Abschlag im Ver- 
gleich zur GRV Rechnung getragen. Der Beitrag in der 
AdL beträgt für das Kalenderjahr 2001 im früheren Bun- 
desgebiet monatlich 346 DM und in den neuen Ländern 
290 DM. 

Einkommensschwächere landwirtschaftliche Unterneh- 
mer werden durch Beitragszuschüsse entlastet, um eine 
sozial gerechte Beitragsbelastung zu gewährleisten. Aus- 
gehend von einer Mindestbelastung in Höhe von 40 Pro- 
zent des Einheitsbetrages sind die Beitragszuschüsse nach 
der Höhe des Einkommens gestaffelt. Die Einkommens- 
obergrenze beträgt seit dem Jahr 2000 für allein stehende 
versicherungspflichtige Landwirte 30 000 DM (bis Ende 
1999: 40 000 DM), bei Verheirateten 60 000 DM (bis 
Ende 1999: 80 000 DM). Zum Stichtag 30. Juni 2001 er- 
hielten rund 175 000 Personen und somit 47 Prozent der 
Versicherten einen Beitragszuschuss (Tabelle Al). 

2.4 Sonstige Leistungen 

Neben den Rentenleistungen erhalten Landwirte - ähn- 
lich wie Versicherte in der GRV - Leistungen zur medizi- 
nischen Rehabilitation. Im Zeitraum 1. Juli 2000 bis 
30. Juni 2001 wurden für 10 000 Versicherte entspre- 
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chende Leistungen bewilligt. Daneben kann - bei Arbeits- 
unfähigkeit, Kuren, Schwangerschaft bzw. beim Tod des 
Versicherten - für eine befristete Dauer Betriebs- und 
Haushaltshilfe in Fonn der Bereitstellung einer Ersatz- 
kraft oder der Kostenerstattung einer solchen gewährt 
werden, um die Weiterführung des Unternehmens bzw. 
des Haushalts sicherzustellen. Im Zeitraum 1. Juli 2000 
bis 30. Juni 2001 wurde in 9 500 Fällen Betriebs- und 
Haushaltshilfe gewährt. Die Anzahl der Anträge und Be- 
willigungen von Rehabilitationsleistungen und Betriebs- 
oder Haushaltshilfe ist seit mehreren Jahren stark rück- 
läufig. Ursachen dafür dürften neben der gesetzlichen 
Ausgabenbegrenzung vor allem der Rückgang der Versi- 
chertenzahlen und die Verlängerung der Leistungsinter- 
valle sein. 

3. Finanzierung 

3.1 Einnahmen 

Die Beitragseinnahmen sind aufgrund des Rückgangs der 
beitragspflichtigen Versicherten in den letzten Jahren stets 
gesunken und betrugen im Rechnungsjahr 2000 rund 
1,6 Mrd. DM. Träger des agrarstrukturellen Risikos 
wurde mit Einführung der Defizitdeckung (§ 78 ALG) im 
Jahre 1995, also mit der Garantie, den Fehlbetrag zwi- 
schen Beitragseinnahmen und Ausgaben in der Alterssi- 
cherung zu übernehmen, der Bund. Der Bundeszuschuss 
betrug im Jahr 2000 rund 4,2 Mrd. DM, wodurch etwa 
72 Prozent der Ausgaben durch Bundesmittel finanziert 
wurden (vgl. Tabelle A 3). 

3.2 Ausgaben 

Die Ausgaben für Versichertenrenten betrugen im Rech- 
nungsjahr 2000 rund 3,8 Mrd. DM und stellten damit mit 
65 Prozent der Gesamtausgaben den wichtigsten Posten 
dar. Gegenüber dem Jahr 1 996 sind die Ausgaben für Ver- 
sichertenrenten um rund 8 Prozent gestiegen. Die Ausga- 
ben für Hinterbliebenenrenten blieben dagegen mit 
1 ,4 Mrd. DM über den Zeitablauf der letzten 5 Jahre rela- 
tiv konstant. 

Zu Einsparungen führten zum einen die Minderausgaben 
im Bereich der Leistungen für medizinische Rehabilita- 
tion und der Betriebs- und Haushaltshilfe - bedingt durch 
den nachhaltigen Rückgang der Versichertenzahlen - so- 
wie die Änderungen im Beitragszuschussrecht im Jahr 
2000. Für Beitragszuschüsse und -übernahmen wurden 
im Jahr 2000 rund 309 Mio. DM aufgewendet, dies ent- 
spricht einem Rückgang gegenüber 1996 um annähernd 
60 Prozent (vgl. Tabelle A 3). 

Teil B: Vorausberechnung der Einnahmen und 
Ausgaben 

1 . Rechtsstand 

Die Modellrechnungen in diesem Lagebericht gehen vom 
geltenden Recht aus. In den vergangenen drei Jahren wur- 


den mehrere Gesetzesvorhaben abgeschlossen, welche im 
Vorausschätzungszeitraum Einfluss auf Einnahmen und 
Ausgaben der AdL haben werden: Haushaltssanierungs- 
gesetze, Reform der Alterssicherungssysteme und Orga- 
nisationsreform der landwirtschaftlichen Sozialversiche- 
rung. Die wesentlichen Auswirkungen dieser Gesetze 
werden in diesem Kapitel kurz dargestellt. 

Die im Zuge der Haushaltssanierungsgesetze unumgäng- 
lichen Einsparungen auch in der AdL zielten darauf ab, 
übermäßige zusätzliche Belastungen einzelner Personen- 
gruppen zu vermeiden. Der zwanzigprozentige Abschlag 
bei der Ermittlung des „rentenversicherungsäquivalen- 
ten“ Einheitsbeitrags der AdL wird seit dem Jahr 2000 
schrittweise auf 10 Prozent im Jahr 2003 abgesenkt. Da- 
durch wird die Beitragsbelastung der Versicherten 
maßvoll angehoben. Weitere Einsparungen mussten bei 
der Beitragszuschussgewährung durch Herabsetzung der 
Einkommensgrenzen sowie Verringerung der Zuschuss- 
höhe vorgenommen werden. Die durch das Wohngeldän- 
derungsgesetz für den Zeitraum 2000 bis 2003 festgelegte 
und im Rahmen der Organisationsreform in der landwirt- 
schaftlichen Sozialversicherung bis zum Jahr 2005 ver- 
längerte absolute Ausgabenbegrenzung bei den Verwal- 
tungskosten der landwirtschaftlichen Alterskassen ist ein 
weiterer Baustein zur Haushaltskonsolidierung. 

Mit dem zum 1. Januar 2001 in Kraft getretenen Gesetz 
zur Reform der Renten wegen verminderter Erwerbs- 
fähigkeit wird die bisherige Aufteilung der Renten wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit in Berufs- und Erwerb- 
sunfähigkeitsrenten durch eine zweistufige Erwerbs- 
minderungsrente ersetzt. Die arbeitsmarktbedingten Er- 
werbsminderungsrenten, die nach den Regelungen des 
Rentenreformgesetzes 1999 wegfallen sollten, bleiben 
wegen der ungünstigen Arbeitsmarktsituation weiter be- 
stehen. Die Abschläge bei den Renten wegen verminder- 
ter Erwerbsfähigkeit und den davon abgeleiteten Witwen- 
und Waisenrenten in Höhe von bis zu 10,8 Prozent wur- 
den zwar beibehalten, ihre Wirkung wird aber durch eine 
stärkere Berücksichtigung der Zurechnungszeit abgemil- 
dert. Renten an Personen mit einer Restleistungsfähigkeit 
von mindestens 6 Stunden pro Tag werden zukünftig nicht 
mehr gewährt. Die Regelungen wurden grundsätzlich 
auch auf die AdL übertragen. Um dem Teilsicherungscha- 
rakter der AdL Rechnung zu tragen, wird insbesondere 
das Arbeitseinkommen aus Land und Forstwirtschaft bei 
den neuen Hinzuverdienstgrenzen bei Renten wegen ver- 
minderter Erwerbsfähigkeit anrechnungsfrei gestellt. 

Die mit dem zum 1 . Januar 2002 in Kraft tretenden Alters- 
vermögensgesetz (AVmG) und dem Altersvermögens- 
ergänzungsgesetz (AVmEG) beschlossenen Maßnahmen 

- Aufbau einer zusätzlichen kapitalgedeckten Alters- 
vorsorge über Zulagen bzw. steuerliche Entlastungen, 

- Änderung der Rentenanpassungsformel, die den stu- 
fenweisen Aufbau einer zusätzlichen kapitalgedeck- 
ten Altersvorsorge berücksichtigt und dadurch für 
Neu- und Bestandsrentner zu geringeren Rentener- 
höhungen führt, 
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- Reform der Witwen- und Witwerrenten mit einer Ab- 
senkung des Versorgungssatzes und einer ergänzen- 
den Kinderkomponente 

werden auf die AdL übertragen. Aus diesem Grund 
gehören auch die Pflichtversicherten in der AdL zu den 
Personengruppen, bei denen der Aufbau einer zusätzli- 
chen kapitalgedeckten Alterssicherung steuerlich geför- 
dert wird. Die langsamer steigenden aktuellen Renten- 
werte in der GRV führen automatisch auch zu langsamer 
steigenden allgemeinen Rentenwerten in der AdL. 

Mit dem Gesetz zur Verbesserung des Hinterbliebenen- 
rentenrechts wird das AVmEG mit folgenden Konsequen- 
zen für die AdL modifiziert; Der (Kinder-) Zuschlag zu ei- 
ner Witwen-ZWitwerrente wird für das erste Kind 
verdoppelt. Außerdem bleiben die Freibeträge, ab deren 
Erreichen Einkommen auf Renten wegen Todes ange- 
rechnet wird, ohne zeitliche Begrenzung dynamisch. 

Mit dem Gesetz zur Organisationsreform in der landwirt- 
schaftlichen Sozialversicherung (LSVOrgG), das am 

1 . August 2001 in Kraft getreten ist, werden die Ziele ver- 
folgt, schlankere Organisationsstrukturen zu schaffen, 
Wirtschaftlichkeitsreserven auszuschöpfen und - wegen 
des hohen Bundesmittelanteils an der Finanzierung der 
landwirtschaftlichen Sozialversicherung - die Einfluss- 
möglichkeiten des Bundes zu stärken. Darüber hinaus 
wird die seit dem Jahr 2000 geltende Verwaltungskosten- 
obergrenze von rd. 91 Mio. Euro im Jahr 2002 um 5 Mio. 
Euro und in den Jahren bis 2005 um jeweils weitere 
2,5 Mio. Euro verringert. 

2. Ergebnisse 

Die Bundesregierung legt in diesem Lagebericht drei 
zehnjährige und eine fünijährige Modellrechnung vor. In 
den Modellrechnungen des Lageberichts werden die Ein- 
nahmen und Ausgaben der AdL in Deutschland fortge- 
schrieben. 

Die Einnahmen setzen sich zusammen aus Beitragsein- 
nahmen, dem Bundeszuschuss und den „Sonstigen Ein- 
nahmen“, unter denen Vermögenserträge, Erstattungen 
und sonstige Einnahmen sowie die Wiederauffüllungsbe- 
träge, Säumniszuschläge, Mahngebühren und Buß- und 
Zwangsgelder zusammengefasst sind. 

Zu den Ausgaben zählen neben den Rentenausgaben die 
Ausgaben für Überbrückungsgeld und Übergangshilfe, 
für Rehabilitation, Betriebs- und Haushaltshilfe. Einen 
großen Ausgabeposten stellen die Zuschüsse zum Beitrag 
in der AdL dar, welche in der Position „Beitragszu- 
schüsse“ erfasst werden. Die Ausgabenposition „Bei- 
tragszuschüsse zur Pflege- und Krankenversicherung“ 
enthält sowohl die Beitragsübemahmen zur Pflegeversi- 
cherung als auch die Zuschüsse zum Beitrag zur Kranken- 
und Pflegeversicherung (für privat oder freiwillig Versi- 
cherte). Zu den Ausgaben zählen weiterhin die Verwal- 
tungs- und Verfahrenskosten und die „Sonstigen Ausga- 
ben“, unter denen Vermögensaufwendungen und sonstige 
Aufwendungen sowie Beitragserstattungen zusammenge- 
fasst sind. 


Die Ergebnisse sind in den Tabellen B 1 bis 3 und B 5 dar- 
gestellt. In der mittleren der drei 10-jährigen Modellrech- 
nungen (Tabelle B 2) und in der 5 -jährigen Modellrech- 
nung steigen die Ausgaben für Renten an Versicherte an, 
während die Ausgaben für Hinferbliebenenrenten leicht 
sinken. Weiterhin steigen die Verwaltungs- und Verfah- 
renskosten nach 2005 an, während die Ausgaben für Bei- 
tragszuschüsse, Rehabilitation und Betriebs- und Haus- 
haltshilfe sinken. Gleichzeitig sinken allerdings auch die 
Beitragseinnahmen. Der erforderliche Bundeszuschuss 
wächst im Vorausberechnungszeitraum von 2 291 Mio. 
Euro im Jahre 2001 auf 2 737 Mio. Euro in 2011. 

In der unteren der drei Modellrechnungen (Tabelle Bl) 
steigen die Ausgaben für Renten an Versicherte leicht an, 
während die Ausgaben für Hinterbliebenenrenten stärker 
sinken. Die Verwaltungs- und Verfahrenskosten steigen 
nach 2005 nur geringfügig an, die Ausgaben für Beitrags- 
zuschüsse, Rehabilitation und Betriebs- und Haushalts- 
hilfe sinken stärker als in der mittleren Variante. Der 
erforderliche Bundeszuschuss im Jahre 2011 ist mit 
2 571 Mio. Euro niedriger als in der mittleren Variante. 

In der oberen Variante (Tabelle B 3) sinken im Vorausbe- 
rechnungszeitraum bei den Ausgabenpositionen nur die 
Beitragszuschüsse. Obwohl die Beitragseinnahmen leicht 
anwachsen, steigt der erforderliche Bundeszuschuss 
nach 2003 wegen der höheren Rentenausgaben stärker 
als in der mittleren Variante. Er beträgt im Jahre 2011 
2 897 Mio. Euro. 

3. Anzahl der Versicherten 

Auf der Grundlage eines Vergleichs der jahresdurch- 
schnittlichen Anzahl der Versicherten im Jahr 2000 (er- 
rechnet auf Grundlage der vierteljährlichen Statistik- 
meldungen) mit der Zahl der Versicherten zum Stichtag 
30. Juni 2000 erschien es sachgerecht, das Stichtagser- 
gebnis über die Anzahl der Versicherten am 30. Juni 200 1 
als Basis der Prognose für die jahresdurchschnittliche An- 
zahl der Versicherten im Jahr 2001 für alle Versicherten- 
gruppen zu verwenden. 

Für die Jahre ab 2002 wird in der mittleren Variante eine 
jährliche Verminderung der Anzahl der versicherten 
Unternehmer in den alten Ländern um 4,5 Prozent ange- 
nommen (vgl. Tabelle B 7). Für die neuen Länder wird an- 
genommen, dass die Zahl der versicherten Unternehmer 
in den kommenden zehn Jahren konstant bleibt. 

Für die versicherten Ehegatten wird davon ausgegangen, 
dass ihre Zahl sowohl in West- als auch in Ostdeutschland 
schneller sinkt als die der versicherten Unternehmer, 
wenn auch nur geringfügig. Dieser Trend hat sich bereits 
in den vergangenen vier Jahren gezeigt. Auch für die kom- 
menden zehn Jahre kann davon ausgegangen werden, 
dass immer mehr Ehegatten von Landwirten ihr Einkom- 
men in einem nicht landwirtschaftlichen Beruf erzielen 
und sich von der Versicherungspfiicht in der AdL befreien 
lassen. In den alten Bundesländern wird für die Zahl der 
versicherten Ehegatten eine jährliche Venninderung um 
5,5 Prozent angenommen. Dieses Absinken ist geringer 
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als in den vergangenen Jahren, da davon auszugehen ist, 
dass die große Zahl der erstmaligen Befreiungen von der 
Versicherungspflicht zurückgehen wird, weil das Über- 
gangsrecht zum Agrarsozialreformgesetz 1995 und wei- 
tere Sonderfaktoren keine Rolle mehr spielen. Für die 
neuen Bundesländer wird angenommen, dass die Zahl der 
versicherten Ehegatten jährlich um 0,5 Prozent sinkt. Das 
Verhältnis von versicherten Ehegatten zu versicherten 
Unternehmern bleibt damit auch in den kommenden Jah- 
ren in den neuen Ländern niedriger als in den alten Län- 
dern, was darin begründet ist, dass die Ehegatten in den 
neuen Ländern weiterhin häufiger die Befreiungskriterien 
erfüllen als die Ehegatten der landwirtschaftlichen Unter- 
nehmer in den alten Ländern. 

Die Zahl der versicherten Familienangehörigen hat sich in 
den vergangenen fünf Jahren in den alten Bundesländern 
weiter vermindert. In den neuen Bundesländern ist sie erst 
angestiegen, und hat dann in den letzten zwei Jahren wie- 
der abgenommen. Für die Berechnungen im Lagebericht 
wurde in Westdeutschland in Anlehnung an die Verhält- 
nisse bei den versicherten Ehegatten eine jährliche Ver- 
minderungsrate von 5,5 Prozent angenommen, in Ost- 
deutschland eine stärkere Verminderung als bei den 
Ehegatten in Höhe von 2 Prozent. 

Für die Gruppe der Weiterentrichter wird wie in den ver- 
gangenen Jahren von einen starken Rückgang der Versi- 
chertenzahlen ausgegangen (jährlich -17 Prozent), die 
zahlenmäßig sehr kleine Gruppe der freiwillig Versicher- 
ten und Weiterversicherten wird konstant gehalten. 

In der unteren Variante des Lageberichts werden die Ver- 
minderungsraten für alle Versichertengruppen in den alten 
Ländern um einen Prozentpunkt höher angesetzt, in den 
neuen Ländern um zwei Prozentpunkte. In der oberen 
Variante werden die Verminderungsraten entsprechend 
um einen bzw. zwei Prozentpunkte niedriger angesetzt 
(vgl. Tabellen B 1 bis B 3 und B 5, erste Zeile). Die 
Spanne zwischen den Varianten ist für die neuen Länder 
größer, weil die Entwicklung der von natürlichen Perso- 
nen betriebenen landwirtschaftlichen Unternehmen in den 
neuen Ländern weiterhin nur schwer vorherzusehen ist. 

4. Beitragshöhe 

Aus § 68 ALG ergibt sich, dass der Beitrag in der AdL auf 
Grundlage des Beitragssatzes und des voraussichtlichen 
Durchschnittentgelts in der Rentenversicherung der Ar- 
beiter und Angestellten bestimmt wird. Um den für ein 
Kalenderjahr geltenden monatlichen Beitrag zu ermitteln, 
werden Beitragssatz, voraussichtliches Durchschnittent- 
gelt und der Wert 0,0346 miteinander multipliziert. Für 
das Jahr 2002 wird nach § 1 14 Abs. 1 ALG zusätzlich ein 
Abschlag von 2,78 Prozent vorgenommen. Der Beitrag in 
den neuen Ländern ergibt sich gemäß § 1 14 Abs. 2 ALG, 
indem der Beitrag für die alten Länder durch den vorläu- 
figen Umrechnungswert nach Anlage 10 des SGB VI ge- 
teilt wird. Die Höhe der beiden Beiträge ergibt sich somit 
direkt aus Rechengrößen aus dem Bereich der GRV (vgl. 
Tabelle B 4) und ist unabhängig vom Einkommen der Ver- 
sicherten der AdL. 


Mit der Umsetzung des Gesetzes zur Reform der Renten 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit, des Altersvermö- 
gensgesetzes und des Altersvermögensergänzungsgeset- 
zes werden die Beitragssätze in der GRV in den kommen- 
den zehn Jahren leicht absinken. Da das Wachstum des 
voraussichtlichen Durchschnittentgelts in allen drei Vo- 
rausschätzungsvarianten aber größer ausfällt, steigen die 
Beiträge in der AdL im Zehnjahreszeitraum in allen drei 
Varianten maßvoll an (vgl. Tabelle 1 bis 3 und 5, zweite 
und dritte Zeile). 

Mit der Ankoppelung der Beitragshöhe in der AdL an die 
Beiträge in der GRV durch die Agrarsozialreform 1995 
wurde verhindert, dass die Beiträge in der AdL stärker 
steigen als die Beiträge in der GRV. Die kaum kalkulier- 
baren Risiken, die sich aus der strukturellen Entwicklung 
in der Landwirtschaft ergeben, können also nicht mehr zu 
unerwartet starken Beitragserhöhungen führen. 

In absoluten Zahlen ausgedrückt sind die Beiträge in der 
oberen Variante höher als in der mittleren und in der mitt- 
leren Variante höher als in der unteren. Dies bedeutet je- 
doch nicht, dass die Landwirte bei einer günstigen Wirt- 
schaftsentwicklung bezüglich der Beiträge schlechter 
gestellt sind als bei einer ungünstigen. In der oberen Vari- 
ante müssen die versicherten Landwirte einen geringeren 
Anteil ihres jährlichen Einkommens für die Beitragszah- 
lungen ausgeben als in der mittleren Variante. Und in der 
mittleren Variante ist der Anteil, der für die Beiträge zur 
AdL ausgegeben wird, wiederum niedriger als in der un- 
teren Variante der Berechnungen. 

5. Beitragszuschuss und Einkommen der 
Versicherten 

Aufgrund der höheren Einkommensgrenzen und der nied- 
rigeren Zuschusshöhe, die mit dem Haushaltsanierungs- 
gesetz eingeführt wurden, sanken die Ausgaben für den 
Beitragszuschuss im Jahr 2000 im Vergleich zu 1999 ab 
und entsprachen nur noch 16 Prozent der Beitragseinnah- 
men (1999; 32 Prozent). Aufgrund der im Gesetz zur 
Organisationsreform in der landwirtschaftlichen Sozial- 
versicherung vorgesehenen Maßnahmen (u. a. Datenab- 
gleich zwischen landwirtschaftlichen Alterskassen und 
Finanzbehörden) und der Berücksichtigung der Rechts- 
sprechung des Bundessozialgerichts zu den Folgen einer 
verspäteten Vorlage der Einkommenssteuerbescheide 
durch die Betroffenen ist für 2001 davon auszugehen, 
dass die Beitragszuschussausgaben gegenüber 2000 wie- 
der leicht ansteigen. Auf Grundlage der vorliegenden Er- 
gebnisse für das erste Halbjahr 2001 wird angenommen, 
dass der Beitragszuschuss im Jahr 2001 21 Prozent der 
Beitragseinnahmen beträgt. Dieser Anteil bildet den Aus- 
gangspunkt für die Fortschreibung in den Folgejahren. 

Die für die Modellrechnung verwendeten Annahmen wer- 
den in Tabelle B 7 dargestellt. Es wurde unterstellt, dass 
die Einkommen aus einer Tätigkeit als landwirtschaftli- 
cher Unternehmer in den nächsten zehn Jahren voraus- 
sichtlich etwas schwächer wachsen werden als die Ein- 
kommen aus Arbeitnehmertätigkeit. Deshalb wurde für 
die Jahre 2002 bis 2011 in allen vier Varianten des Lage- 
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berichts angenommen, dass sich das durchschnittliche 
Einkommen der Versicherten in der AdL in Deutschland 
in jedem Jahr um einen Prozentpunkt weniger erhöhen 
wird als das im Rentenversicherungsbericht für das 
frühere Bundesgebiet angenommene durchschnittliche 
Versichertenentgelt. Die Annahmen zur Entgeltentwick- 
lung in der GRV finden sich in Tabelle B 4. 

6. Rentenempfänger 

Die Ausgaben für Renten wurden einzeln für die Renten 
an Unternehmer, Renten an Ehegatten, Renten an Famili- 
enangehörige und Renten an Witwen/Witwer als Produkt 
aus der Zahl der Rentner im Jahresdurchschnitt und der 
Rentenhöhe geschätzt. Zusätzlich werden die Renten- 
nachzahlungen an Neuzugänge berücksichtigt. Die Ren- 
ten an Waisen wurden in Anlehnung an die Renten an 
Witwen und Witwer geschätzt. Die finanziellen Auswir- 
kungen der Rentenreform des Jahres 2000 wurden bei den 
Berechnungen berücksichtigt. 

Die Entwicklung der Anzahl der Renten an Unternehmer, 
Ehegatten und Familienangehörige sowie der Witwen- 
und Witwerrenten in den Jahren 2001 bis 2011 wurde 
nach dem folgenden Verfahren geschätzt: Für das Jahr 
2001 wurde vom Rentenbestand nach Geschlecht und 
Einzelalter am 30. Juni 2001 ausgegangen. Auf der 
Grundlage eines Vergleichs der jahresdurchschnittlichen 
Anzahl der Rentner im Jahr 2000 (errechnet auf Grund- 
lage der vierteljährlichen Statistikmeldungen) mit der 
Zahl der Rentner zum Stichtag 30. Juni 2000 erschien es 
sachgerecht, das Stichtagsergebnis vom 30. Juni 2001 als 
Basis der Prognose für die jahresdurchschnittliche Anzahl 
der Rentner im Jahr 2001 für die jeweiligen Rentenarten 
zu verwenden. Die Todesfälle von Rentnern der AdL in 
den zehn Folgejahren wurden mit den gleichen Sterbe- 
wahrscheinlichkeiten ermittelt, wie sie im Rentenver- 
sicherungsbericht 200 1 für Rentner der GRV in den alten 
Ländern verwendet wurden. Die Ableitung dieser Sterbe- 
wahrscheinlichkeiten wird im Rentenversicherungsbe- 
richt 2001 beschrieben. 

Die Verteilung der Rentenzugänge nach Geschlecht und 
Einzelalter wurde als Durchschnitt der Rentenzugänge der 
vergangenen drei Jahre (1 . Juli 1998 bis zum 30. Juni 2001) 
berechnet. Die Anzahl der jährlichen Rentenzugänge 
wurde für die vier Gruppen von Renten (Renten an Un- 
ternehmer, an Ehegatten, an Familienangehörige sowie 
Witwen-ZWitwerrenten) aufgrund der Entwicklung in der 
Vergangenheit und unter Berücksichtigung der Alters- 
struktur der Versicherten für jedes einzelne der Jahre 2002 
bis 2011 pauschal geschätzt. 

7. Rentenhöhe 

Die Entwicklung der durchschnittlichen Rentenhöhen in 
den nächsten zehn Jahren hängt ab von der Entwicklung 
des allgemeinen Rentenwerts in der AdL, von der Ent- 
wicklung der durchschnittlichen Beitragszeiten und von 
den Auswirkungen der Übergangsbestimmungen des 
AEG, welche die Berechnung der individuellen Renten- 
höhe für die Rentenzugänge bis 30. Juni 2009 regeln. 


Aufgrund von §§23 Abs. 4 und 102 AEG wurde der all- 
gemeine Rentenwert und der allgemeine Rentenwert 
(Ost) in der AdL zum 1. Januar 1995 mittels des für die- 
sen Zeitpunkt ermittelten Altersgeldes für einen unver- 
heirateten Versicherten mit 40 Beitragsjahren festgelegt. 
Sie werden jeweils zum 1 . Juli eines Jahres angepasst, und 
zwar mit dem Wert, mit dem auch der aktuelle Rentenwert 
in der GRV angepasst wird. Die Höhe der beiden Renten- 
werte in der AdL ergibt sich somit direkt aus den Werten, 
die für den Bereich der GRV gelten. Die erheblichen 
Unterschiede bei diesen Vorgaben zwischen der unteren, 
der mittleren und der oberen Variante der 10-Jahres- 
Rechnungen (Vgl. Tabelle B 4) führen dazu, dass sich 
auch die Entwicklung der Höhe der Rentenausgaben zwi- 
schen diesen drei Varianten erheblich unterscheidet. 

Die Entwicklung der durchschnittlichen Beitragszeiten 
der Rentner wurde für die einzelnen Rentnergruppen un- 
ter Einbeziehung der Entwicklung der Vorjahre pauschal 
fortgeschrieben. Neben den Beitragszeiten bestimmen die 
Neuerungen der Agrarsozialreform 1995 (Linearisierung 
der Rentenberechnung, Abbau des Ehegattenzuschlags 
als Folge der Einführung der eigenständigen Sicherung 
der Bäuerin und Festlegung der Witwen- bzw. Witwer- 
rente auf 60 Prozent der Versichertenrente) die Rentenbe- 
rechnung. Diese drei Neuerungen werden für die Renten- 
neuzugänge schrittweise eingeführt. Die Auswirkungen 
der Übergangsbestimmungen des AEG auf die Renten an 
Unternehmer, Ehegatten und Witwen/Witwer im Berech- 
nungszeitraum wurden für diesen Lagebericht modellhaft 
nach Zugangsjahrgängen abgeschätzt. Die Höhe der Ren- 
ten an mitarbeitende Familienangehörige wurde in An- 
lehnung an die Höhe der Renten an Unternehmer ge- 
schätzt. 

8. Rehabilitation, Betriebs- und Haushalts- 
hilfe und Verwaltungs- und Verfahrens- 
kosten 

Für die Höhe der Ausgaben für Rehabilitation, Betriebs- 
und Haushaltshilfe und Verwaltungs- und Verfahrens- 
kosten werden durch § 80 AEG Budgetobergrenzen vor- 
gegeben. In § 119a AEG werden zusätzlich die Budget- 
obergrenzen für die Verwaltungs- und Verfahrenskosten 
für die Jahre 2000 bis 2005 festgeschrieben. 

Bei den vorliegenden Modellrechnungen wurde ange- 
nommen, dass die tatsächlichen Ausgaben für Rehabilita- 
tion und Betriebs- und Haushaltshilfe in den Jahren 2001 
und 2002 übereinstimmen mit den aufgrund der Vorgaben 
des § 80 AEG errechneten Ausgaben, die Ausgaben für 
Verwaltungs- und Verfahrenskosten mit den Werten des 
§ 119a AEG. Die unterjährige Entwicklung dieser Ausga- 
benpositionen bis zum 30. Juni 2001 lässt erwarten, dass 
die Budgetobergrenzen für 2001 in allen drei Ausgabepo- 
sitionen eingehalten werden. Die Ausgaben in den Jahren 
2003 bis 2011 wurden in Anlehnung an die Bestimmun- 
gen des § 80 AEG über die Fortschreibung der Budget- 
obergrenzen geschätzt bzw. entsprechen dem durch 
§ 1 19a AEG festgelegten Betrag. 
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9. Bundeszuschuss 

Der Bund trägt nach § 78 ALG den Unterschiedsbetrag 
zwischen den Ausgaben der landwirtschaftlichen Alters- 
kassen einerseits und den Beitragseinnahmen und sons- 
tigen Einnahmen andererseits (Defizitdeckung). 

In allen hier vorgelegten Modellrechnungen steigt der Bun- 
deszuschuss kontinuierlich über den gesamten Vorausbe- 


rechnungszeitraum an, wobei eine Verlangsamung des 
Wachstums in den letzten Jahren des zehnjährigen Voraus- 
berechnungszeitraums festzustellen ist. Der erforderliche 
Bundeszuschuss ist bei günstiger Wirtschaftsentwicklung 
höher als bei weniger günstiger Wirtschaftsentwicklung, 
weil sich die höheren Rentenausgaben bei günstiger Wirt- 
schaftsentwicklung wesentlich stärker auswirken als die 
höheren Beitragseinnahmen (vgl. Tabellen B 1 bis 3). 
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Tabelle A 1 

Versicherte und von der Versichernngspflicht Befreite in der Alterssicherung der Landwirte 

nach Gruppen und Jahr (Stichtag 30. Juni) 


Jahr 

Versicherte 

insgesamt 

darunter 

darunter 

von der 
Versicherungs- 
pflicht Befreite 

Unternehmer 

Ehegatten 

Familien- 

angehörige 

Beitrags- 

zuschuss- 

empfanger 

1996 

505 936 

289 574 

181 850 

21 055 

304 780 

239 787 

1997 

475 228 

278 597 

166 433 

20 271 

311 279 

266 634 

1998 

452 933 

267 206 

158 070 

19 259 

299 217 

281 794 

1999 

429 086 

256 265 

147 806 

18 128 

280 569 

288 503 

2000 

400 688 

241 634 

136 859 

16 665 

191 859 

295 986 

2001 

370 813 

228 779 

122 126 

15 365 

174 504 

300 965 


Quelle : BMA aus Daten des Gesamtverbandes der landwirtschaftlichen Alterskassen (GLA) 


Rentenbestand nnd Rentenhöhe nach Rentenarten, Gruppen und Jahr (Stichtag 30. Juni) 
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Tabelle A2 
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Einnahmen nnd Ausgaben in der Alterssicherung der Landwirte 

1996 bis 2001 


Einnahmen 

Ausgaben 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

Gesamteinnahmen (in Mio. DM) 

6 015,9 

6 058,2 

6 028,5 

6 041,3 

5 848,8 

davon: 






Beiträge 

1 780,4 

1 810,2 

1 743,4 

1 638,8 

1 570,1 

Bundesmittel nach § 78 ALG 

4 175,9 

4 204,1 

4 244,3 

4 365,1 

4 236,2 

Bundesmittel für Restabwicklungen 

10,3 

2,7 

1,3 

0,4 

0,0 

Sonstige Einnahmen 

49,3 

41,2 

39,5 

37,0 

42,4 

Gesamtausgaben (in Mio. DM) 

6 045,2 

6 121,9 

6 050,3 

6 057,2 

5 858,9 

davon: 






Regelaltersrenten 

2 429,2 

2 531,2 

2 602,4 

2 674,9 

2 751,8 

vorzeitige Altersrenten 

2,6 

6,6 

12,8 

22,2 

35,0 

Renten wegen Erwerbsminderung* 

1 083,4 

1 072,8 

1 048,6 

1 031,1 

1 009,6 

Renten an Witwen und Witwer 

1 397,1 

1 414,1 

1 429,0 

1 439,6 

1 449,7 

Waisenrenten 

11,9 

11,6 

11,4 

10,9 

10,5 

Überbrückungsgeld, Übergangshilfe 

0,9 

0,9 

0,8 

0,6 

0,6 

Leistungen zur Rehabilitation 

81,7 

66,1 

50,6 

52,7 

52,0 

Betriebs- und Haushaltshilfe 

52,5 

44,4 

33,5 

34,0 

29,7 

Beitragszuschüsse, -übernahmen 

742,3 

750,5 

641,5 

572,2 

308,5 

Verwaltungs- und Verfahrenskosten 

195,9 

188,9 

191,0 

192,6 

180,3 

sonstige Ausgaben 

47,7 

30,9 

28,7 

26,4 

31,2 


* bis einschließlich 2000: Renten wegen Erwerbsunfähigkeit 

Quelle : BMA aus Daten des Gesamtverbandes der landwirtschaftlichen Alterskassen (GLA) 


Finanzielle Entwicklung in der Alterssicherung der Landwirte 
10-Jahres-Rechnung: Untere Variante 
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Tabelle B 1 
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Finanzielle Entwicklung in der Alterssicherung der Landwirte 
10-Jahres-Rechnung: Mittlere Variante 


Drucksache 14/7798 


-14- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Tabelle B 2 



Finanzielle Entwicklung in der Alterssicherung der Landwirte 
10-Jahres-Rechnung: Obere Variante 
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Tabelle B3 



Aus dem Rentenversicherungsbericht 2001 übernommene 
Annahmen und Ergebnisse 
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Tabelle B4 



auf Grundlage der mittelfristigen Wirtschaftsannahmen der Bundesregierung 


Finanzielle Entwicklung in der Alterssicherung der Landwirte 
5-Jahres-Rechnung auf Grundlage der mittelfristigen Wirtschaftsannahmen der Bundesregierung 
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Tabelle B 5 



Annahmen über die Anzahl der Versicherten in der mittleren Variante 
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Tabelle B 6 



Bestand zum 30. Juni 2001 

Aufgrund der sehr geringen Fallzahl dieser Versichertengruppen in den neuen Bundesländern werden diese in der Summe in den alten Bundesländern erfasst. 
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Tabelle B 7 

Annahmen über die Wachstnmsraten des Einkommens der Versicherten 



2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 

1 0- J ahres-Rechnung 

- untere Variante 

- mittlere Variante 

- obere Variante 

5 - J ahres-Rechnung 
auf Grundlage der 
mittelfristigen Wirt- 
schaftsannahmen 
der Bundesregierung 

1 , 0 % 0 , 7 % 0 , 6 % 0 , 6 % 0 , 6 % 1 , 0 % 1 , 0 % 1 , 0 % 1 , 0 % 1 , 0 % 1 , 0 % 

1 , 0 % 1 , 7 % 1 , 6 % 1 , 6 % 1 , 6 % 2 , 0 % 2 , 0 % 2 , 0 % 2 , 0 % 2 , 0 % 2 , 0 % 

1 , 0 % 2 , 7 % 2 , 6 % 2 , 6 % 2 , 6 % 3 , 0 % 3 , 0 % 3 , 0 % 3 , 0 % 3 , 0 % 3 , 0 % 

1 , 0 % 1 , 7 % 1 , 6 % 1 , 6 % 1 , 6 % 
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